
 

Gegen die Infamitäten des Lebens sind die besten Waffen: 
Tapferkeit, Eigensinn und Geduld. 

Die Tapferkeit stärkt, der Eigensinn macht Spaß und die 
Geduld gibt Ruhe. 

Herrman Hesse (1877 – 1962) 
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 Kopieren oder Weitergabe an Freunde und Bekannte ist erwünscht. 
 

Zahlenwerk 
 

Eigentlich sollte an dieser Stelle eine Haushaltsnachlese stehen. 
Aber es kommt  ganz anders als man denkt: der Haushalt 2008 
ist längst keine beschlossene Sache. Wollten wir uns doch 
diesmal positiv zum ausreichend langen Beratungszeitraum äu-
ßern, so bleibt jetzt jedoch nur festzustellen: er hat 
nichts, aber auch gar nichts gebracht. Stundenlang in 
der Fraktion, mit der Kämmerin und in den Ausschüssen 
gesessen, geredet, Änderungen eingebracht; allein bei 
der Verwaltung stoßen alle Vorschläge auf taube Ohren.  
Da fragt sich der ehrenamtlich tätige Stadtverordnete 
schon: was soll das alles; brauchen wir eine Beschäfti-
gungstherapie, sollen wir alle nur weich gekocht werden, bis wir 
völlig erschöpft zustimmen? 
Solche Gedanken tauchen zwangsläufig auf, wenn man das Ver-
halten der Stadtverwaltung in der Haushaltsdiskussion beobach-
tet. Hier einige Beispiele:  
Zweimal hat die SVV bisher beschlossen: der Eigenbetrieb Bau-
hof wird nicht abgewickelt – logische Konsequenz eigentlich; der 
Bauhof muss in den Haushaltsplan eingearbeitet werden, Reakti-

on der Stadtverwaltung = Null. 
Der Jugendausschuss hatte sich eindeutig da-
zu positioniert, dass die Jugendvereine der 
Stadt 95% der Miet- und Bewirtschaftungskos-
ten erhalten sollen. Der Haushaltsansatz weist 
nur 90% aus.  

Die Zuschüsse für Vereine, Gleichstellungsbeauftragte, Auslän-
der- und Jugendarbeit, soziale Einrichtungen und Sportförderung 
sollen gekürzt werden, was eine weitere Einschränkung der Ar-
beit nach sich ziehen wird.  
Interessant ist der Blick in den Haushalt bei der Immobilienbe-
wirtschaftung.  
Mit dem „Haus der Vereine“ in der Berliner Straße 35, vorrangig 
genutzt durch die „Volkssolidarität“ will die Stadt durch Miete 

und Betriebskostenumlage ein Plus von 4.100 € erreichen. 
Auch das Objekt Damaschkestraße 43, genutzt vom Radsport-
verein wurde so kalkuliert, dass aus den Einnahmen vom Ver-
ein ein Überschuss in 2008 erzielt wird.  Gleichzeitig soll das 

Hutcafe einen Zuschuss von 800 € und Hausmeiste r-
leistungen von 1.300 € erhalten bei einer Gesam tjah-
resmiete von 1.300 €. Schon im vorigen Jahr monie r-
ten die Stadtverordneten diese Wettbewerbs verzer-
renden und ungerechten Subventionen, zumal die 
Kommunalaufsicht den Haushalt 2007 nur mit der 
Maßgabe genehmigt hat, dass keine Verträge ge-

schlossen werden dürfen, die zu neuen freiwilligen Zahlungen 
führen. Dieses Jahr sollen wir wieder ruhig gestellt werden: an 
der Vertragsüberarbeitung wird gearbeitet. Doch die Antwort 
gab es auch schon im vorigen Jahr 
und getan hat sich nichts.  
Für die Pflichtaufgabe Bildung hat der 
Haushaltsentwurf nicht soviel übrig: 
Allein bei der Europaschule sollen die 
Ausgaben für Lehr- und Lernmittel von 
13.300 € in 2007 auf 2.000 € gekürzt 
werden.  
Daneben bleiben noch viele „Kleinigkeiten“ wie die Streichung 
der Stelle der Verwaltungsprüferin, obwohl nur die SVV diese 
abberufen kann oder die Planung von 80.000 € für die Europä i-
sche Garten- und Kulturregion, wo zumindest wir nicht wissen, 
wofür das Geld  eingesetzt werden soll, da außer einem Lip-
penbekenntnis uns keine Unterlagen vorliegen.  
Fragen über Fragen, auf die es keine oder nur unbefriedigende 
Antworten gibt, so dass die logische Konsequenz nur lauten 
konnte – zurück in die Verwaltung zur Überarbeitung.  

 
Fraktion DIE LINKE 

Eine andere Welt ist nötig 
 

Als sie die Renten kürzten, habe 
ich mich nicht gewehrt. 
Denn ich war ja noch jung. 
 

Als sie das Gesundheitswesen 
zerschlugen, habe ich mich nicht 
gewehrt. Denn ich war ja nicht 
krank. 
 

Als sie das Arbeitslosengeld 
kürzten, habe ich mich nicht ge-
wehrt. Denn ich war ja nicht ar-
beitslos. 
 

Als ich dann alt, krank und 
arbeitslos war, war nichts mehr 
da. 
 

Warum war da keiner, dessen 
Warnungen mich erreicht haben?



 

     
 

Äußerst dünn 
Zur Sondersitzung des Braunkohlenausschusses Brandenburg am 7.2.2008 
Von Dr. Edeltraud Radochla Die Autorin ist Mitglied der Fraktion DIE LINKE im Kreistag SPN und  
Mitglied des Braunkohlenausschusses Brandenburg. 
 
 

Äußerst dünn war das, 
was Minister Junghans 
den eigens zur Informa-
tion über die Energie-
strategie des Landes in 
eine Sondersitzung 
geladenen Braunkoh-

lenausschussmitglie-
dern zu sagen hatte. 
Das ist meine Auffas-
sung. Andere klatsch-
ten Beifall und bedank-

ten sich. Wofür? Für das bedingungslose Ja 
zur Braunkohle? Trotz aller Unwägbarkeiten 
bei der geplanten CO2-Abscheidung? So als 
hätte es die wiederholten Berichte der Klima-
forscher nicht gegeben. So als gäbe es nicht 
ausreichende Warnungen und Bedenken aus 
Kreisen von Wissenschaftlern und Ingenieuren. 
So als gäbe es nicht sogar seitens der EU und 
der Bundesregierung deutliche Weichenstel-
lungen zugunsten einer Energieversorgung mit 
mehr Effizienz, Einsparung und Nutzung er-
neuerbarer Energien.  

Äußerst dünn sind die vier Seiten des Ministers 
aus meiner Sicht auch aus einem anderen 
Grund: Es ist in den zwei Jahren, in denen wir 
die Fortschreibung der Energiestrategie des 
Landes fordern und uns immer wieder eben nur 
ein paar Stichpunkte zugeleitet wurden, nichts 
Substanzielles hinzugekommen, woraus man 
erkennen könnte, warum die Landesregierung 
zwei Jahre an diesem Papier bastelt. Nach wie 
vor fehlen notwendige Daten zur Produktions-
struktur, zum Potential und zu möglichen Ent-
wicklungskorridoren. Sie werden uns einfach 
vorenthalten. Und weil die konkreten Daten 
nach wie vor fehlen, ist es aus meiner Sicht 
einfach nur populistisch, zu behaupten, dass 
mit den erneuerbaren Energien die Versorgung 
nicht gesichert werden kann. Es ist populis-
tisch, zu behaupten, ohne Braunkohle könne 
das Land nicht mit Energie versorgt werden. Es 
ist deshalb populistisch, weil unterschiedliche 
Entwicklungspfade gar nicht dargestellt und zur 
Abwägung angeboten werden. Es heißt nur 
immer stereotyp: Es geht nicht ohne Braunkoh-
le und basta. Ja, es wird sogar auf Nachfrage 
zugegeben, dass man sich im Dissens zur  

energiepolitischen Leitstudie 2007 des Bun-
desumweltministeriums befindet. Das ist eben 
so. Basta. Kraft-Wärme-Kopplung, kommunale 
Energieversorgung? Sie finden nicht einmal 
Erwähnung in dem Papier. Aber der Minister 
bedankt sich für den Hinweis. Auf die Frage, 
was denn der Strom den Verbrauchern kosten 
wird, wenn die CO2-Kosten hinzugerechnet 
werden müssen – keine Antwort: Das könne 
man jetzt noch nicht sagen. Aber die stereoty-
pe Wiederholung der Behauptung, dass erneu-
erbare Energiequellen den Preis verteuern, die 
darf gemacht werden, obwohl konkrete Be-
rechnungen vorliegen, die ein Umkippen dieser 
Entwicklung in etwa 15 Jahren prognostizieren, 
weil fossile Energiequellen weltweit immer teu-
rer werden. 
Nein, was uns am 7. Februar 2008 vorgelegt 
wurde, ist von einem Energiekonzept noch 
Lichtjahre entfernt. Dafür steht die Landesre-
gierung den Wählerinnen und Wählern gegen-
über aber in der Pflicht. Und wenn sie das nicht 
leisten kann oder will, dann muss man/frau sich 
seinen eigenen Reim darauf machen. Basta. 
 

 

 

Arm trotz Arbeit 
 

• 2,4 Millionen Menschen müssen in Deutschland ihren Lebensunterhalt von Hartz IV bestreiten. 
• 1,3 Millionen Menschen sind in Deutschland „Aufstocker“; Menschen, deren Arbeitseinkommen so 

niedrig ist, dass sie zusätzlich Arbeitslosengeld II beantragen müssen. 
• 2,6 Millionen Kinder leben in Deutschland in Armut. 
Das ist unmöglich und beschämend für ein reiches Land wie Deutschland. 
 

Brachten die „1-Euro-Jobs“ das Ende der Erwerbslosigkeit, das Ende des alltäglichen Elends, endlich das Ende des Aus-
schlusses aus der Gesellschaft, endlich Förderung und Wiedereingliederung, endlich eine Perspektive? 
 

„1-Euro-Jobber“ werden in unserer Kommune vielfältig eingesetzt. Sie sind Euch/Ihnen sicher schon in der Stadt mit dem Rei-
nigungswagen aufgefallen. 
 

Menschen, die für 3 Monate diese Arbeitsgelegenheiten annehmen oder annehmen müssen, sind unterschiedlich davon be-
geistert. Hilft es Einigen, aus der Isolation herauszukommen, so sind Andere beruflich gut qualifiziert und mit sozialer Kompe-
tenz ausgestattet. Diese sind deprimiert über diese Arbeitgelegenheit. 
 

Die so hoch gepriesene Wiedereingliederung in den Arbeitmarkt findet nicht statt. Sicher, es gibt auch hier Ausnahmen; aber 
das Prinzip gruppiert die Menschen dauerhaft in den Niedriglohnsektor ein. 



      im Rathaus 
 
Beanstandung 1 - Januar  
Das neue Jahr beginnt, wie das alte und das 
davor und das davor abgelaufen sind: die 
Stadtverordneten spuren nicht nach des 
Bürgermeisters Willen: Beschluss bean-
standen – SVV stimmt nicht zu (evtl. Son-
dersitzung) – neue Beanstandung - zum 
Landrat – er beanstandet – zurück zur SVV - 
stimmt nicht zu – Klage der SVV vor Gericht. 
Im Januar wieder angefangen, weil die SVV 
der Auflösung des Bauhofes nicht zustimm-
te. 
 

Beanstandung 2 - Februar  
Der Bürgermeister hat beanstandet, dass 
die SVV die Freigabe der Gelder für die be-
reits angefallenen Rechnungen für Lehr- 
und Lernmittel für die Europaschule be-
schlossen hat. Also das Ganze von vorn: 
Sondersitzung,  … 
 

Straßenreinigung 1 - Zeitraum  
Ein neuer Entwurf der Satzung liegt endlich 
vor, nachdem am 23.Mai des vorigen Jahres 
eine entsprechende Vorlage der Verwaltung 
in der SVV zurückgezogen wurde. Allerdings 
viel zu spät, denn im Kommunalabgabenge-
setz ist eindeutig festgelegt, dass spätes-
tens alle zwei Jahre Benutzungsgebühren 
zu kalkulieren sind. Die jetzt gültige Satzung 
trat aber schon am 01.01.2006 in Kraft. 
 

Straßenreinigung 2 - Änderu n-
gen 
Die Stadtverordneten dürfen sich zwar mit 
der Satzung beschäftigen; ändern sollen sie 
aber nichts dürfen. So das vorläufige Fazit 
zu den Änderungsanträgen unserer Frakti-
on, die seit dem 13.Dezember 2006!!! bear-
beitet werden.? Es handelt sich dabei um 
die Aufhebung der mehrfachen Veranlagung 
bei Eckgrundstücken und die automatische 
Aussetzung der Gebührenpflicht bei die 
Reinigung beeinträchtigenden Baumaß-
nahmen der Stadt Guben. Wir werden die 
Anträge erneut einbringen. 
 

Straßenreinigung 3 – Gebüh-
ren alt  
Der derzeit geltenden Satzung lag eine Ge-
bührenkalkulation von 2005 zugrunde. 
Demnach sollten Gesamtkosten von 
275.494 € entstehen, das Gebührenauf-
kommen sollte 206.314 € betragen. Mit Da-
tum vom 17.01. diesen Jahres! wurde durch 
den Bürgermeister eine Abrechnung von 
2006 vorgelegt. Diese liefert interessante 
Zahlen: das reale Gebührenaufkommen lag 
bei 308.072,56 €. Im Umkehrschluss würde 
das bedeuten, dass die Gebührenschuldner 
allein die gesamte Reinigung bezahlt haben 
und ein Überschuss erwirtschaftet worden 
wäre. Das ist gesetzlich nicht zulässig, der 

Gesamtanteil der Gebühren darf 75% der 
Gesamtkosten nicht überschreiten. Damit 
müssten  die Gebühren überarbeitet wer-
den. In Guben weit gefehlt. Die  aufgeliste-
ten Ausgaben in 2006 haben nur noch ent-
fernt etwas mit der Grundlagenkalkulation zu 
tun; so stiegen z.B. die Ausgaben für den 
Winterdienst Gehwege von 29.013 € auf 
110.166,02 €, die Verwaltungskosten von 
29.950 € auf 53.648,21 €, Entsorgung kom-
postierbarer Abfälle gab es vorher gar nicht 
usw.  
Pikant wird es, wenn man feststellt, dass 
den Gebührenzahlern 5.800 € Sachverstän-
digenkosten als Ausgabe in Rechnung ge-
stellt werden. Die entsprechende Haushalts-
stelle weist aber ein Rechenergebnis von 
0,00 € aus. So zumindest das Ergebnis der 
Haushaltsrechnung 2006, festgestellt am 
20.03.2007 durch Bürgermeister Hübner.  
 

Straßenreinigung 4 – Gebüh-
ren neu  
Die neue Gebührenkalkulation hat nicht et-
wa das Ziel einer Entlastung für das gebeu-
telte Bürger-Portmonee. Nein, im Gegenteil, 
die Gesamtkosten schnellen nun sogar auf 
505.066,54 €, was einen Anstieg um 83% 
darstellt.  
 

 

 

Hitpar ade:  
  
 Platz 1 Platz 2 Platz 3 Entwurf  
 
Das touristische Wegeleitsystem hat schon für viel Gesprächsstoff 
gesorgt, bisher inhaltlicher Art. Wir wollen heute ein bisschen Sta-
tistik betreiben und haben uns mal die Hitliste der Beschilderung 
zuarbeiten lassen.  
Absoluter touristischer Höhepunkt in Guben ist das Sportzentrum 
Obersprucke – es wird insgesamt 18-mal beschildert. Also, ab in 
die Sportsachen und auf den Platz (falls Sie Glück haben und offen 
ist, d.h. wenn eine ABM `Kundenbetreuung in Sportstätten der 
Stadt Guben` genehmigt ist oder der rollende Hausmeisterservice 
anrollt). 
Den zweiten Platz nimmt schon fast eine Kuriosität ein: das Muse-
um Sprucker Mühle wird 17-mal in deutscher und 2-mal in polni-
scher Sprache beworben. Schade, wer sich wirklich auf den Weg 
macht, ohne sich vorher anzumelden, denn dann steht man vor 
verschlossenen Türen. Das Stadt- und Industriemuseum schafft es 
dagegen nur auf 4-mal in deutsch und auch 2-mal in polnisch.  
Interessant auch die Betrachtung des Bildungsstandortes Guben: 
die Europaschule nimmt mit 14 Beschilderungen den dritten Platz 
der Schilder-Hitliste ein, das Pestalozzi-Gymnasium Guben als 
höchste Bildungseinrichtung schafft es noch sich auf zwei Schil-

dern zu platzieren, die anderen Schulen gibt es nicht in dem Sys-
tem, auch die Volkshochschule hatte keine Chance.  
Das DSK hat es sogar noch auf 4 Schilder geschafft, und das ob-
wohl nach Bürgermeister-Willen die Tage der Einrichtung in städti-
scher Trägerschaft gezählt sein dürften. Ebenfalls vier Schilder 
sind mit dem Hinweis auf das Pieck-Denkmal (eigentlich Monu-
ment) versehen, was in der Parallelität hoffentlich kein schlechtes 
Zeichen für seinen Bestand ist. Aber die Gefahr scheint gebannt, 
denn auch die Musikschule/Bibliothek und Alte Färberei sind 4-mal 
vertreten und deren Weiterbetrieb ist zumindest nach heutigem 
Kenntnisstand gesichert.  
Die fast schlechtesten Karten haben das Freibad und das Indust-
riegebiet: sie durften sich je einmal platzieren. Noch weiter abge-
schlagen, weil gar nicht erwähnt ist z.B. das Naemi-Wilke-Stift; die-
se große und wichtige Einrichtung war es den Wegeleitern offenbar 
nicht wert, einen Schriftzug zur Verfügung zu stellen.  

(LST) 
 

 


